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oder verhaftet werden, es sei denn auf Grund einer Entschei­
dung des zuständigen Gerichts des Empfangsstaates wegen 
eines schweren Verbrechens.

(2) Mit Ausnahme des in Absatz 1 genannten Falles darf 
eine konsularische Amtsperson nicht verhaftet oder einer an­
deren Form der Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit 
unterworfen werden, es sei denn in Vollstreckung einer 
rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung.

(3) Wird gegen eine konsularische Amtsperson, die nicht 
Leiter einer konsularischen Vertretung ist, ein Strafverfahren 
eingeleitet, muß sie vor den zuständigen Organen erscheinen. 
Das Verfahren ist jedoch mit der einer konsularischen Amts­
person auf Grund ihrer amtlichen Stellung gebührenden Ach­
tung und in einer Weise zu führen, die, außer in dem in 
Absatz 1 genannten Fall, die Wahrnehmung der konsulari­
schen Funktionen so wenig wie möglich beeinträchtigt. Ist es 
unter den in Absatz 1 genannten Umständen erforderlich, daß 
eine konsularische Amtsperson vorläufig festgenommen oder 
verhaftet wird, so jst das Verfahren gegen sie in möglichst 
kurzer Frist einzuleiten.

(4) Die Familienangehörigen einer konsularischen Amts­
person genießen Immunität vor der Strafgerichtsbarkeit des 
Empfangsstaates in gleichem Maß wie die konsularische Amts­
person.

Artikel 17

(1) Eine konsularische Amtsperson und ein Konsularange­
stellter unterliegen nicht der Rechtsprechung der Gerichte und 
Maßnahmen der rechtlich zuständigen Organe des Emp­
fangsstaates in bezug auf Handlungen, die mit der Ausübung 
ihrer dienstlichen Aufgaben in Zusammenhang stehen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Zivilklagen

1. in bezug auf persönliches, im Empfangsstaat belegenes 
unbewegliches Vermögen, sofern es nicht im Aufträge des 
Entsendestaates zu konsularischen Zwecken genutzt wird;

2. in Nachlaßsachen, in denen sie in privater Eigenschaft 
und nicht im Namen des Entsendestaates als Testaments­
vollstrecker, Nachlaß Verwalter, Erbe oder Vermächtnis­
nehmer auf treten;

3. im Zusammenhang mit einer „freiberuflichen oder ge­
werblichen Tätigkeit, die sie im Empfangsstaat neben 
ihrer dienstlichen Funktion ausüben;

4. die durch die von ihnen abgeschlossenen Verträge her­
vorgerufen werden, bei deren Abschluß sie nicht direkt 
oder indirekt im Aufträge des Entsendestaates auf treten;

5. die eine dritte Person bei Schäden anstrengt, die durch 
einen mit einem Straßenfahrzeug, Schiff oder Flugzeug 
verursachten Unfall im Empfangsstaat hervorgerufen 
wurden.

(3) Absatz 1 und 2 gelten auch für ein Mitglied des dienst­
lichen Hauspersonals, sofern es Staatsbürger des Entsende­
staates ist.

Artikel 18
(1) Ein Angehöriger der konsularischen Vertretung kann 

von den Gerichten oder anderen rechtlich zuständigen Orga­
nen des Empfangsstaates als Zeuge geladen werden. Er ist 
jedoch nicht verpflichtet, Aussagen über Angelegenheiten zu 
machen, die mit der Ausübung seiner dienstlichen Funktionen 
verbunden sind.

(2) Wenn ein Angehöriger der konsularischen Vertretung 
sich weigert, zur Zeugenaussage vor den Gerichten oder an­
deren rechtlich zuständigen Organen des Empfangsstaates zu 
erscheinen, so dürfen ihm gegenüber keinerlei Zwangsmaß­
nahmen oder Strafen angewandt werden.

(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Organe, die die Zeugen­
aussage einer konsularischen Amtsperson oder eines Konsular­
angestellten fordern, vermeiden, daß dadurch die Ausübung 
der Funktionen behindert wird. Sie können, wenn dies mög­

lich ist, die Zeugenaussage einer konsularischen Amtsperson 
in ihrer Wohnung oder in der konsularischen Vertretung auf­
nehmen oder von ihr eine schriftliche Erklärung entgegen­
nehmen.

(4) Absatz 1 gilt auch für die Familienangehörigen einer 
konsularischen Amtsperson oder eines Konsularangestellten, 
auch wenn sie Staatsbürger des Empfangsstaates sind oder 
ihren Wohnsitz im Empfangsstaat haben.

Artikel 19
(1) Der Entsendestaat kann auf die für einen Angehörigen 

der konsularischen Vertretung sowie seine Familienangehöri­
gen in den Artikeln 15, 16, 17 und 18 festgelegten Privilegien 
und Immunitäten verzichten. Der Verzicht muß immer schrift­
lich erklärt werden.

(2) Erhebt eine konsularische Amtsperson oder ein Konsu­
larangestellter, der Immunität vor der Gerichtsbarkeit ge­
nießen würde, eine Klage, so kann er sich in bezug auf eine 
Widerklage, die mit der Hauptklage in unmittelbarem Zu­
sammenhang steht, nicht auf die Immunität vor der Gerichts­
barkeit berufen.

, (3) Der Verzicht auf die Immunität vor der Zivil- und Ver­
waltungsgerichtsbarkeit gilt nicht als Verzicht auf die Im­
munität vor der Vollstreckung der Entscheidung; hierfür ist 
ein besonderer Verzicht erforderlich.

Artikel 20
Ein Angehöriger der konsularischen Vertretung sowie seine 

Familienangehörigen werden im Empfangsstaat von öffent­
lichen Pflichtleistungen jeder Art befreit.'

Artikel 21
Eine konsularische Amtsperson und ein Konsularangestell­

ter sowie ihre Familienangehörigen unterliegen nicht den Ver­
pflichtungen, die sich aus den Rechtsvorschriften des Emp­
fangsstaates über die Meldepflicht und den Erwerb einer Auf- 
enthaltsberechtiguhg sowie aus ähnlichen für Ausländer gel­
tenden Bestimmungen ergeben.

Artikel 22
(1) Die Konsularräumlichkeiten und die Residenz des Lei­

ters der konsularischen Vertretung, die vom Entsendestaat 
oder einer in dessen Namen handelnden Person erworben, 
gemietet oder gepachtet wurden, sind von staatlichen, regio­
nalen und kommunalen Steuern und Abgaben jeder Art be­
freit.

(2) Die nach Absatz 1 gewährte Befreiung von Steuern und 
Abgaben bezieht sich nicht auf

1. Steuern und Abgaben, die nach den Rechtsvorschriften 
des Empfangsstaates von einer Person zu entrichten sind, 
die mit dem Entsendestaat oder einer für diesen handeln­
den Person Verträge geschlossen hat; ,

2. indirekte Steuern, die normalerweise im Preis von Waren 
und Dienstleistungen enthalten sind.

(3) Die in diesem Artikel gewährte Befreiung von Steuern 
und Abgaben bezieht sich nicht auf die Bezahlung von 
Dienstleistungen.

Artikel 23
(1) Eine konsularische Amtsperson und ein Konsularange­

stellter sowie ihre Familienangehörigen, sofern sie Staats­
bürger des Entsendestaates sind, sind von allen staatlichen, 
regionalen und kommunalen Steuern und Abgaben befreit; 
ausgenommen hiervon sind:

1. indirekte Steuern, die normalerweise im Preis von Waren 
und Dienstleistungen enthalten sind;


